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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinien Nr. 64/432/EWG, 
64/433/EWG, 71/118/EWG, 72/461/EWG und 72/462/EWG über die Verfahren 
des Ständigen Veterinärausschusses 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der mit Beschluß des Rates vom 15. Oktober 
1968 1) eingesetzte Ständige Veterinärausschuß gibt 
seine Stellungnahme nach Verfahren ab, deren Gel- 
tungsdauer auf einen Zeitraum von 30 Monaten von 
dem Tage ab beschränkt ist, an dem der Ausschuß 
erstmals aufgefordert wurde, eine Stellungnahme 
abzugeben. 

Der Ausschuß wurde erstmals am 22. Dezember 
1972 zu einer Stellungnahme auf gef ordert. Die Frist 
reichte für eine abschließende Beurteilung aus; da- 
her sollte die Geltungsdauer dieser Verfahren nicht 
mehr beschränkt werden. 

Die Verfahren wurden mit folgenden Richtlinien 
eingeführt: 

— Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 
1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen 
beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr 
mit Rindern und Schweinen^), 

— Richtlinie 64/433/EWG des Rates vom 26. Juni 
1964 zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit 
mit frischem Fleisch®), 

— Richtlinie 71/118/EWG des Rates vom 15. Fe- 
bruar 1971 zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim Handelsverkehr mit frischem Geflügel- 
fleisch 4), 

— Richtlinie 72/461/EWG des Rates vom 12. De- 
zember 1972 zur Regelung viehseuchenrecht- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 255 
vom 18. Oktober 1968, S. 23 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 121 
vom 29. Juli 1964, S. 1977/64 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 121 
vom 29. Juli 1964, S. 2012/64 

4) Amstblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 55 
vom 8. März 1971, S, 23 


lieber Fragen beim innergemeinschaftlichen Han- 
delsverkehr mit frischem Fleisch ®), 

— Richtlinie 72/462/EWG des Rates vom 12, De- 
zember 1972 zur Regelung viehseuchenrechtlicher 
und gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von 
Rindern und Schweinen und von frischem Fleisch 
aus Drittländern ®), 

zuletzt geändert durch die Richtlinie 74/387/EWG 
des Rates vom 15. Juli 1974 ^). 

Die Erfahrung mit den derzeitigen Verfahren hat 
gezeigt, daß diese grundsätzlich eine wirksame Me- 
thode darstellen, um die Beschlüsse, für die sie in 
erster Linie gedacht sind, rasch zu verabschieden, 
wobei jedoch dem Rat die Möglichkeit genommen 
ist, die von der Kommission vorgeschlagenen Maß- 
nahmen mit einfacher Mehrheit abzulehnen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 

— Artikel 14 der Richtlinie 64/432/EWG, 

— Artikel 9 c der Richtlinie 64/433/EWG, 

— Artikel 13 der Richtlinie 71/118/EWG, 

— Artikel 10 der Richtlinie 72/461/EWG, 

— Artikel 31 der Richtlinie 72/462/EWG. 

Artikel 2 

Der Satzteil „. . . es sei denn, der Rat hat sich mit 
einfacher Mehrheit gegen die genannten Maßnah- 
men ausgesprochen" wird in Artikel 12 und 13, 
Artikel 9 a, Artikel 9 und Artikel 29 und 30 der in 
Artikel 1 genannten Richtlinien gestrichen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 302 
vom 31. Dezember 1972, S. 24 

ö) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 302 
vom 31. Dezember 1972, S. 28 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 202 
vom 24. Juli 1974, S. 36 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 26. März 1975 / 1/4 — 680 70 - E — Ve 27/75: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schalten vom 5. März 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt vrorden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Vorschlag einer Entscheidung des Rates zur Änderung der Entscheidung 
Nr. 73/88/EWG in bezug auf die Verfahren des Ständigen Veterinärausschusses 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der mit Beschluß des Rates vom 15. Oktober 
1968 eingesetzte Ständige Veterinärausschuß gibt 
seine Stellungnahme nach Verfahren ab, deren Gel- 
tungsdauer auf 30 Monate nach dem Zeitpunkt be- 
grenzt ist, zu dem der Ausschuß erstmals um seine 
Stellungnahme nachgesucht wurde. 

Der Ausschuß wurde am 22. Dezember 1972 erst- 
mals um eine Stellungnahme gebeten. Die Frist 
reichte für eine abschließende Beurteilung aus. Es 
ist daher nicht mehr erforderlich, die Geltungsdauer 
der genannten Verfahren zu beschränken. 

Die Verfahren wurden mit folgender Entscheidung 
eingeführt: Entscheidung 73/88/EWG des Rates vom 
26. März 1973 bezüglich einer Aktion zum Schutz des 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 255 
vom 18. Oktober 1968, S. 23 


Viehbestands der Gemeinschaft gegen bestimmte 
Maul- und Klauenseuchenviren ^). 

Die Erfahrungen mit den derzeitigen Verfahren 
haben gezeigt, daß diese grundsätzlich eine wirk- 
same Methode darstellen, um die Beschlüsse, für die 
sie in erster Linie gedacht ist, rasch zu verabschie- 
den, wobei jedoch dem Rat die Möglichkeit genom- 
men ist, die von der Kommission vorgeschlagenen 
Maßnahmen mit einfacher Mehrheit abzulehnen — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 8 der Entscheidung 73/88 wird aufgehoben. 
Artikel 2 

Der in Artikel 6 und 7 der Entscheidung 73/88/EWG 
enthaltene Satzteil „. . . es sei denn, der Rat hat sich 
mit einfacher Mehrheit gegen die genannten Maß- 
nahmen ausgesprochen" wird gestrichen. 

A r t i k e 1 3 

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 20. April 1973, S. 26 
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Erklärender Vermerk 

Durch den Ratsbeschluß vom 15. Oktober 1968^) 
wurde ein Ständiger Veterinärausschuß eingesetzt, 
um seine Stellungnahme auf den ihm vom Rat zuge- 
wiesenen Sachgebieten abzugeben. 

Zu diesem Zweck enthalten alle Veterinärrichtlinien 
Vorschriften hinsichtlich der Verfahren, gemäß de- 
nen dieser Ausschuß angehört werden muß, um Ent- 
scheidungen zu treffen und die aus „normalen" und 
„Dringlichkeitsverfahren" bestehen. 

Die Geltungsdauer dieser Verfahren wurde jedoch 
auf 18 Monate von dem Tage ab beschränkt, an dem 
der Ausschuß erstmals aufgefordert wurde, eine 
Stellungnahme abzugeben. Vor Ablauf dieser Frist 
(22. Juni 1974) hat die Kommission vorgeschlagen, 
die Begrenzung der Verfahren aufzuheben und 
ihnen einen zeitlich unbegrenzten Charakter zu ver- 
leihen. Jedoch kam über den Vorschlag der Kommis- 
sion keine Einigung zustande, und die Geltungs- 
dauer der Verfahren wurde um zwölf Monate, d. h. 
bis zum 22. Juni 1975, verlängert; vor diesem Zeit- 
punkt muß der Rat einen neuen Beschluß fassen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 255 
vom 18. Oktober 1968, S. 23 


Das Bestehen des Ständigen Veterinärausschusses 
erlaubte es der Kommission, durch die Stellung- 
nahmen, die dieser abgeben konnte, mehrere wich- 
tige und wirksame Beschlüsse zu fassen, die bei- 
spielsweise dazu beitrugen, die Ausbreitung von 
Viehseuchen zu verhüten, ohne den Handel zu be- 
schränken; die Befugnisübertragung an die Kom- 
mission, die diese Heranziehung des Ausschusses 
voraussetzt, ist im Veterinärbereich unbedingt er- 
forderlich. Sie entspricht ferner der Tendenz des auf 
der Pariser Tagung der Staats- und Regierungschefs 
verabschiedeten Kommuniques. Daher schlägt die 
Kommission die endgültige Einführung eines Ver- 
fahrens zur Befugnisübertragung in diesem Bereich 
vor. In dieser Hinsicht bleibt sie der Haltung treu, 
die sie gegenüber den Regelungsausschüssen einge- 
nommen hatte, und deren Verfahren sie mit ihrem 
Vorschlag wieder auf greifen möchte. 

Sie betont ausdrücklich, daß die systematische Inan- 
spruchnahme vorläufiger Verlängerungen einmal 
dem Inhalt des Pariser Kommuniques nicht ent- 
spräche und zum anderen die erforderliche Fort- 
setzung der übertragenen Aufgaben nicht gewähr- 
leisten könne. 
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